
nicht vorgesehen. Im übrigen entspricht es auch dem 
Grundsatz der Beschleunigung des Verfahrens, von der 
Möglichkeit einer Zurückverweisung nur dann Ge­
brauch zu machen, wenn dies unumgänglich ist. Diesen 
Grundsatz läßt auch Satz 2 des § 538 ZPO erkennen. 
Wenn also das Rechtsmittel der Berufung überhaupt 
zugelassen wird, muß mangels einer entgegenstehen­
den ausdrücklichen gesetzlichen Regelung auch eine 
daraufhin ergehende Sachentscheidung des Berufungs­
gerichts für zulässig erachtet werden, selbst dann, wenn 
das angefochtene Urteil — wie hier — noch nicht 
existent geworden ist. Interessen der Prozeßparteien 
können hierbei um so weniger verletzt werden, als 
beide Parteien wegen des bestehenden Rechtsscheins 
sich so zu verhalten haben, als habe das angefochtene 
Urteil rechtlichen Bestand.
A n m e r k u n g :

Vgl. hierzu den Beitrag von L a n g  e r  b e i n  in NJ 
1957 S. 345, in dem hinsichtlich der Verkündung von 
Urteilen, die im Wege der Entscheidung nach Akten­
lage ergehen, die entgegengesetzte Auffassung ver­
treten wird. D. Red.

§§ 20 Ziff. 2, 74, 77 GKG.
1. Zur Frage der Fälligkeit der Beweisgebühr.
2. Schuldner der Beweisgebühr ist gern. § 77 Abs. 1 

GKG auch dann der Kläger, wenn der Verklagte die 
Beweiserhebung beantragt hat.

BG Leipzig, Beschl. vom 24. Januar 1957 — 3 T 24/57.
Der Verklagte hat zum Beweise dafür, daß die Forderung des- 

Klägers durch Erfüllung erloschen sei, die Vernehmung von 
drei Zeugen beantragt. Das Kreisgericht hat mit Beschluß die 
Anordnung der Beweisaufnahme davon abhängig gemacht, daß 
der Verklagte die Beweisgebühr und einen Auslagenvorschuß 
für die Zeugen von insgesamt 45 DM einzahlt.

Gegen diesen Beschluß hat sich der Verklagte mit der Be­
schwerde gewandt und vorgetragen, daß das Kreisgericht 
seine Verpflichtung zur Zahlung eines Auslagenvorschusses 
mit der Verpflichtung zur Zahlung der gerichtlichen Beweis­
gebühr verwechsele. Den Auslagenvorschuß für die Zeugen 
habe er nach § 84 GKG zu zahlen. Hierzu sei er auch bereit. 
Die gerichtliche Beweisgebühr dagegen sei gern. § 77 GKG von 
der Klägerin zu fordern, da Schuldner aller bei Gericht in 
einer Instanz entstehenden Gebühren derjenige sei, der das 
Verfahren der Instanz beantragt habe. Dies sei im vorliegen­
den Falle die Klägerin gewesen, da sie Klage erhoben habe.

Das Bezirksgericht hat den angefochtenen Beschluß aufge­
hoben, soweit dem Verklagten die Zahlung der Beweisgebühr 
aufgegeben worden war.

Aus den G r ü n d e n :
Zunächst fehlt es an der Fälligkeit dieser Gebühr. 

Nach § 74 Abs. 1 GKG werden Gebühren, die eine Ent­
scheidung oder sonstige gerichtliche Handlung voraus­
setzen, mit dieser Entscheidung oder sonstigen gericht­
lichen Handlung fällig. Eine solche Gebühr ist die 
Beweisgebühr; denn nach § 20 Ziff. 2 GKG wird sie für 
die Anordnung einer Beweisaufnahme erhoben. Nach 
§ 74 Abs. 1 GKG wird sie daher fällig mit der Anord­
nung einer Beweisaufnahme. Im Streitfall liegt eine 
solche Anordnung noch nicht vor. Das ist in der ange­
fochtenen Entscheidung sogar deutlich zum Ausdruck 
gebracht; denn es ist darin ausgeführt worden, daß 
nach Eingang der Beweisgebühr die Beweisaufnahme 
von Amts wegen angeordnet werden solle. Die Beweis­
gebühr ist demnach noch nicht fällig.

Zum anderen wendet sich der Beschwerdeführer mit 
Recht unter Hinweis auf § 77 Abs. 1 GKG dagegen, daß 
die Beweisgebühr ihm abgefordert worden ist. Nach 
§ 77 Abs. 1 GKG ist Schuldner der gerichtlichen Ge­
bühren und Auslagen, wer das Verfahren der Instanz 
beantragt hat. Er ist also Schuldner aller gerichtlichen 
Gebühren und Auslagen, die in der Instanz entstehen. 
Im Streitfall ist danach die Klägerin Schuldnerin aller 
gerichtlichen Gebühren und Auslagen, die bis zur Ver­
kündung der Endentscheidung entstehen. Daher ist sie 
auch Schuldnerin der Beweisgebühr. Vom Beschwerde­
führer kann demnach die Beweisgebühr nicht gefordert 
werden.

§ 2 der AO über die Kreditgebung für Wieder­
instandsetzung bzw. Wiederaufbau privater Wohnungs­
bauten vom 2. September 1949 (ZVOB1. S. 714) in Ver­
bindung mit § 6 Abs. 4 Satz 2 der 1. DB hierzu vom
20. Februar 1950 (GBl. S. 315).

Ansprüche aus dinglichen Belastungen von Grund­
stücken, deren Eigentümer Aufbaugrundschulden 
aufgenommen haben, sind gestundet. Dies gilt für die

persönlichen Forderungen auch dann, wenn der Grund­
stückseigentümer und der persönliche Schuldner nicht 
identisch sind.

BG Erfurt, Urt. vom 10. Januar 1957 — 3 S 239/56.
Der Verklagte war Eigentümer eines Grundstücks, das zu­

gunsten der Klägerin mit einer Hypothek belastet war. Er hat 
das Grundstück seinem Sohn übereignet. Mangels Genehmi­
gung der Schuldübernahme durch die Klägerin haftet der 
Verklagte weiterhin für die persönliche Forderung. Die 
Klägerin hat die Rückzahlung eines Teilbetrages von dem Ver­
klagten verlangt.

Der Verklagte hat Klagabweisung beantragt und vorgetra­
gen, daß auf dem zugunsten der Klägerin belasteten Grund­
stück außerdem eine Aufbaugrundschuld ruhe. Infolgedessen 
seien sowohl die Hypothek als die persönliche Forderung ge­
stundet. Es könne hierbei keinen Unterschied machen, daß der 
persönliche Schuldner und der Grundstückseigentümer nicht 
identisch seien.

Das KreisgeriCht hat den Verklagten antragsgemäß verurteilt. 
Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Auffassung des Kreisgerichts, wonach dem Ver­

klagten die Schutzbestimmungen der AO vom 2. Sep­
tember 1949 und der 1. DB vom 20. Februar 1950 nicht 
zur Seite stehen, ist unrichtig. Neben der zugunsten 
der Klägerin eingetragenen Hypothek ist auf das 
Grundstück eine Aufbaugrundschuld in Höhe von 
14 000 DM zugunsten der Deutschen Investitionsbank 
Berlin eingetragen.

Der Verklagte hat mit dem Vertrag vom 14. Dezem­
ber 1955 seinen Grundbesitz an seinen Sohn über­
eignet. Die Klägerin hat dem Übergang der persön­
lichen Schuld aus dem Darlehen an den Grundstücks­
erwerber widersprochen.

Nach § 2 der AO über die Kreditgewährung für 
Wiederinstandsetzung bzw. Wiederaufbau privater 
Wohnungsbauten werden die Geldleistungen für die 
auf dem betreffenden Grundstück ruhenden dinglichen 
Belastungen während der Dauer des Kredits insoweit 
gestundet, als sie durch den Ertrag des Grundstücks 
keine Deckung finden. Diese Vorschrift wird durch § 6 
der 1. DB dazu ergänzt. Danach können die zurück­
tretenden Gläubiger während der Dauer der Stundung 
die Rückzahlung der Kapitalbeträge nicht verlangen, 
und es ist ausdrücklich bestimmt, daß sich die Stun­
dung auch auf die persönliche Forderung aus dem durch 
die Hypothek gesicherten Darlehen erstreckt. Mit 
diesen Bestimmungen hat der Gesetzgeber einerseits 
die völlige Unterordnung der persönlichen Forderung 
unter das Grundpfandrecht und andererseits zum Aus­
druck gebracht, daß sich der gesetzlich gewährte Schutz 
auch auf den persönlichen Schuldner bezieht. Dieser 
braucht mit dem Grundstückseigentümer nicht iden­
tisch zu sein. Daran ändert auch nichts, daß dieses Er­
gebnis nach Auffassung der Klägerin unbefriedigend 
ist, da durch diese gesetzliche Regelung nicht private, 
sondern in erster Linie staatliche und damit gesell­
schaftliche Interessen gesichert werden, denen die pri­
vaten Interessen unterzuordnen sind.
A n m e r k u n g :

Der Entscheidung ist beizutreten, jedoch hat sich das 
BG Erfurt das Hauptargument entgehen lassen. Daß 
der Gläubiger die Schuldübernahme nicht genehmigt, 
ändert nichts daran, daß im Innenverhältnis zwischen 
Verkäufer und Käufer dieser auf Grund des Kaufver­
trages verpflichtet bleibt, den Verkäufer auch von der 
persönlichen Schuld freizustellen. Würde nunmehr der 
Verkäufer als persönlicher Schuldner vom Gläubiger 
in Anspruch genommen werden können, so, hätte das 
zur Folge, daß der Verkäufer seinerseits vom Käufer 
die Erfüllung des Kaufvertrages, d. h. die Freistellung 
von der Schuld bzw. Erstattung etwa an den Gläubiger 
geleisteter Zahlungen verlangen könnte. Damit aber 
würde der Gläubiger genau das erreichen, was durch 
die Bestimmungen über die Aufbaugrundschuld gerade 
verhindert werden sollte: auf dem Umwege über die 
Inanspruchnahme des persönlichen Schuldners könnte 
der Grundstückseigentümer im Ergebnis dann doch 
dazu gezwungen werden, mit Mitteln, die für die Til­
gung der Aufbaugrundschuld Vorbehalten bleiben 
sollen, eine andere Grundstückslast abzulösen.

Wenn also die Stundung auf die persönliche Forde­
rung auch dann erstreckt wird, wenn sich diese nicht 
gegen den Eigentümer richtet, so entspricht das nicht 
nur dem Buchstaben, sondern auch dem Sinn des Ge­
setzes. Prof. Dr. Hans N a t h a n
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